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§ 18
Auflösung des Arbeitsrechtsverhältnisses und 

Zugehörigkeit zu einer sozialistischen Genossenschaft

(1) Beginnen Wehrpflichtige den aktiven Wehrdienst 
als Berufssoldaten oder werden sie während des akti­
ven Wehrdienstes in das Dienstverhältnis als Berufs­
soldat übernommen, so haben die Kommandeure oder 
Leiter von Dienststellen der Nationalen Volksarmee 
dieses unverzüglich dem Betrieb mitzuteilen.

(2) Das Arbeitsrechtsverhältnis ist nach den Bestim­
mungen des Gesetzbuches der Arbeit zu lösen.

(3) Die Zugehörigkeit zu einer sozialistischen Genos­
senschaft kann durch die Berufssoldaten auf der 
Grundlage der geltenden Statuten gelöst werden. An­
dernfalls ruht die Mitgliedschaft bzw. Kandidatur.

§ 19
Vorrangige Zulassung zum Studium

(1) Die aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Be­
rufssoldaten sind vorrangig an Fach- bzw. Hochschulen 
zum Studium zuzulassen, wenn sie die erforderlichen 
Voraussetzungen besitzen.

(2) Für die aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen 
Berufssoldaten sind unter Berücksichtigung der weite­
ren Stärkung der politischen und ökonomischen Grund­
lagen der Deutschen Demokratischen Republik beson­
dere Studienmöglichkeiten zwischen dem Ministerium 
für Nationale Verteidigung, dem Staatssekretariat für 
das Hoch- und Fachschulwesen und anderen zentralen 
staatlichen Organen, denen Hoch- und Fachschulen 
bzw. Institute unterstehen, zu vereinbaren.

(3) Den aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Be­
rufssoldaten, die mindestens 10 Jahre aktiven Wehr­
dienst geleistet haben und durch die Nationale Volks­
armee zum Studium delegiert werden, ist ein Sonder­
stipendium zu gewähren. Das Sonderstipendium erhal­
ten auch Berufssoldaten, die wegen zeitlicher oder dau­
ernder Dienstuntauglichkeit vor Ablauf ihrer Ver­
pflichtung aus dem aktiven Wehrdienst entlassen wer­
den, wenn sie mindestens 4 Jahre aktiven Wehrdienst 
geleistet haben. Das Einkommen der Eltern bzw. des 
Ehegatten ist bei der Gewährung des Sonderstipen­
diums nicht zu berücksichtigen. Alle anderen Berufs­
soldaten erhalten Stipendien wie Soldaten auf Zeit.

Eingliederung in den Arbeitsprozeß

§ 20 .

(1) Die 1. Stellvertreter der Vorsitzenden der Räte 
der Bezirke bzw. der zuständige Stadtrat des Magistrats 
von Groß-Berlin sind für die Eingliederung der Berufs­
soldaten in den Arbeitsprozeß verantwortlich. Sie 
haben dabei mit den Direktoren der Ämter für Arbeit 
und Berufsberatung zusammenzuarbeiten. 2

(2) Zur Lenkung der Eingliederung in den Arbeits­
prozeß sind die erforderlichen Bewerbungsunterlagen 
vom Ministerium für Nationale Verteidigung rechtzei­
tig an die 1. Stellvertreter der Vorsitzenden der Räte 
der Bezirke bzw. an den zuständigen Stadtrat des Ma­
gistrats von Groß-Berlin zu übergeben.

§ 21

(1) Der Nachweis eines Arbeitsplatzes für die aus 
dem aktiven Wehrdienst entlassenen Berufssoldaten 
hat unter Würdigung ihrer langjährigen aktiven Dienst­
zeit sowie unter Berücksichtigung ihrer Erfahrungen, 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu erfolgen. Ihnen darf in 
beruflicher und materieller Hinsicht gegenüber ande­
ren Werktätigen mit vergleichbarer Tätigkeit kein 
Nachteil entstehen.

(2) Bei der Eingliederung in den Arbeitsprozeß ist 
von den Mindestforderungen für die vorgesehene Tätig­
keit auszugehen. Die Betriebe sind verpflichtet, Qualifi­
zierungsmaßnahmen zur weiteren Förderung und Ent­
wicklung der aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen 
Berufssoldaten einzuleiten, damit sie sich in kürzester 
Zeit die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten für 
die Ausübung der Tätigkeit aneignen.

(3) Die aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Be­
rufssoldaten, deren Ausbildung in der Nationalen 
Volksarmee in den wesentlichsten Merkmalen des be­
ruflichen Wissens und Könnens mit einem Ausbil­
dungsberuf der geltenden Systematik der Ausbildungs­
berufe übereinstimmt, können kurzfristig an den not­
wendigen Prüfungen in den Betrieben teilnehmen. Sie 
sind durch die Betriebe auf diese Prüfungen vorzube­
reiten.

(4) Den Berufssoldaten ist vor ihrer Entlassung aus 
dem aktiven Wehrdienst die Möglichkeit zu geben, mit 
dem vorgesehenen Betrieb einen Arbeitsvertrag abzu­
schließen.

§22
Berufliche Förderung

Die aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Berufs­
soldaten sind in ihrer beruflichen Entwicklung beson­
ders zu fördern. Dazu sind mit ihnen Beratungen 
durchzuführen und durch die Betriebe bei Abschluß 
des Arbeitsvertrages Qualifizierungsmaßnahmen zur 
weiteren Förderung und Entwicklung, die einen Ein­
satz in mittlere oder höhere Leitungsfunktionen er­
möglichen, festzulegen.

§ 23
Entlohnung und Ausgleichzahlung

(1) Die aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Be­
rufssoldaten sind in die laut Eingruppierungsunter­
lagen für die Arbeitsaufgaben festgelegten Lohn- bzw. 
Gehaltsgruppen einzustufen.

(2) Liegt die für die Arbeitsaufgabe notwendige 
Qualifikation teilweise nicht vor, ist ein Qualifizierungs­
vertrag abzuschließen. Für die Dauer der Qualifizie­
rung ist der Lohn für die erreichte Leistung nach der 
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe zu berechnen, nach der die 
Einstufung bei abgeschlossener Qualifizierung zu er­
folgen hat.

(3) Kann ein aus dem aktiven Wehrdienst entlasse­
ner Berufssoldat nicht sofort die vorgesehenen Arbeits­
normen und Kennziffern erfüllen, ist mit ihm im Ar­
beitsvertrag eine befristete Einarbeitungszeit zu ver­
einbaren.

(4) Werden leistungsabhängige Lohnformen ange­
wendet, erhalten die aus dem aktiven Wehrdienst ent­
lassenen Berufssoldaten für die Dauer der Einarbei-


